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Fall 2:

Im Betrieb Ullrich und Co. (750 Arbeitnehmer) sind die Beziehungen zwischen Ullrich (U) und dem Betriebsrat nicht die besten. Als eines Tages der PC im Betriebsratsbüro streikt, schickte U statt dessen eine alte elektrische Schreibmaschine als Ersatz. Auf die Frage des Vorsitzenden V, ob U einen neuen PC anschaffen wird, erwidert dieser: „Das alles kostet mich viel zu viel Geld, die alte Schreibmaschine hat ja in früherer Zeit auch gereicht. Damit müssen sie in Zukunft auskommen!“ Nach all den Streitigkeiten der letzten Zeit will V das nicht auf sich sitzen lassen. 

Er verlangt von U, ihm einen angemessenen PC zur Verfügung zu stellen. Der umfangreiche Schriftwechsel und die Erledigung seiner Aufgaben im Betriebsrat seien sonst kaum mehr zu bewältigen. Darüber hinaus soll dieser PC auch mit einem Zugang zum Internet ausgestattet werden. Auch ansonsten verfügen im Unternehmen mehr als die Hälfte der Arbeitsplätze über einen Internetzugang. V meint, das Internet sei für ihn als Betriebsratsvorsitzenden als Informationsquelle erforderlich, um sich das für die Betriebsratsarbeit notwendige Fachwissen anzueignen, außerdem sei bei der Fülle von Gesetzesnovellierungen eine schnelle Aktualisierung erforderlich, die über das Internet leicht zu erreichen wäre. U stelle ansonsten leider keinerlei Fachliteratur zur Verfügung. Schließlich verfüge U über einen Flatrate-Vertrag und könne sich so auch immer auf dem neuesten Stand der Entwicklung hinsichtlich anstehender betriebsverfassungsrechtlicher Aufgabenstellungen halten. Dadurch wäre die Einrichtung des Internetanschlusses sogar kostenneutral. 

Wie nicht anders erwartet, weigert sich U dieser Forderung nachzukommen. Daraufhin beantragt V vor dem zuständigen Arbeitsgericht, dem Betriebsrat einen PC mit Bildschirm zur Verfügung zu stellen und den Anschluss an das Internet zu ermöglichen.

Ist der Antrag des V begründet (materielle Rechtslage)?

Lösung:

Hinweis:

Es handelt sich um eine Lösungsskizze, die nur die wesentlichen Aspekte der Lösung in
strukturierter Weise enthält, nicht um eine ausformulierte Lösung. Dies wird im BK geschult.

Anspruch des Betriebsrats gegen U auf PC und Internetbereitstellung

I. Anspruch auf PC gem. § 40 II BetrVG

(P) Gehört PC zu den erforderlichen Sachmitteln?

Früher eher zurückhaltende Tendenz, nur wenn ohne seinen Einsatz die Wahrnehmung anderer Rechte und Pflichten vernachlässigt werden musste; bloße Erleichterung der Arbeit sollte nicht genügen. Heute spricht § 40 II BetrVG aber ausdrücklich auch von Informations- und Kommunikationstechnik, sodass wohl die Tendenz eher in andere Richtung geht. Durch einen eigenen PC wird eine hinreichende Vertraulichkeit der Daten des Betriebsrats eher gesichert sein, als bei bloßer Mitbenutzung bereits vorhandener PCs. Die Forderung begründet V hinreichend mit umfangreichem Schriftwechsel und sonst kaum zu bewältigender Betriebsratsaufgaben. Bei 750 Arbeitnehmern ist diese Argumentation auch nachvollziehbar.

Kostenübernahme gem. § 40 II BetrVG für die Anschaffung eine PC (+)

II. Anspruch auf Internetzulassung gem. § 40 II BetrVG

(P) Gehört Internet zu der erforderlichen Informations- und Kommunikationstechnik?

U informiert sich ebenfalls über das Internet über Fragen und Probleme betriebsverfassungsrechtlicher Art, das muss auch für Betriebsrat möglich sein. Zu den sachlichen Mitteln und der Informationstechnik i.S. des § 40 II BetrVG gehört grds. auch das Internet.
Internet ist geeignet, dem Betriebsrat die zur Erfüllung seiner gesetzlichen Aufgaben notwendigen Informationen zu vermitteln. Dazu zählen unter anderem arbeitsrechtliche Gesetzestexte, entsprechende Kommentare, Fachliteratur und Zeitschriften, die U hier ansonsten nicht ausreichend zur Verfügung stellt, sodass der Betriebsrat keine Möglichkeit hat, andere Informationsquellen zu nutzen. Das Internet ist geeignet, dem Betriebsrat die zur Erfüllung seiner Aufgaben notwendigen Informationen zu vermitteln. Mit dessen Hilfe kann er sich schnell und umfassend über die arbeits- und betriebsverfassungsrechtlichen Entwicklungen in Rechtsprechung und Gesetzgebung unterrichten.

Mehr als die Hälfte der Arbeitsplätze des Unternehmens verfügen über Internetzugang.

Es entstehen keine zusätzlichen Kosten für U, sodass die Interessen des Arbeitgebers auch angemessen berücksichtigt werden.
Kostenübernahme gem. § 40 II BetrVG für Internetzugang bedarf es nicht.
III. Ergebnis: Begründetheit des Antrags (+)

